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Leitsätze

1. Die erstinstanzielle Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts bzw. Verwal-
tungsgerichtshofs nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO umfasst auch Streit-
igkeiten darüber, ob eine Planänderung nach �18d Satz 1 AEG i.V.m. �76 Abs.
2 VwVfG ohne erneutes Planfeststellungsverfahren zugelassen werden durfte.

2. Bei einer Planänderung von unwesentlicher Bedeutung, die nicht durch
einen Planfeststellungsbeschluss oder eine Plangenehmigung, sondern nach �18d
Satz 1 AEG i.V.m. �76 Abs. 2 VwVfG durch einfachen Verwaltungsakt (�Än-
derungsbescheid�) zugelassen wird, ist vor Erhebung der Anfechtungsklage nach
�68 Abs. 1 Satz 1 VwGO grundsätzlich ein Vorverfahren durchzuführen.

3. Belange anderer werden i. S. des �76 Abs. 2 VwVfG bereits dann �berührt�,
wenn eine - negative - Betro�enheit Dritter zumindest möglich erscheint. Hat
die Planfeststellungsbehörde dessen ungeachtet von einem Planfeststellungs-
verfahren abgesehen, kann ein Betro�ener die Aufhebung eines daraufhin er-
gangenen Änderungsbescheids gleichwohl nur beanspruchen, wenn er durch die
Planänderung erstmals oder weitergehend als bisher in seinen Rechten verletzt
wird.

Tenor

Die Klage wird abgewiesen.1

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens einschlieÿlich der auÿergerichtlichen2
Kosten der Beigeladenen.

Die Revision wird nicht zugelassen.3

∗http://openjur.de/u/697293.html (= openJur 2014, 13211)
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Tatbestand

Der Kläger wendet sich gegen den die Folgemaÿnahme �Verlegung Stadtbahn4
Heilbronner Straÿe� betre�enden Bescheid zur 10. Planänderung für das Vorhaben
�Projekt S 21, Umbau des Bahnknotens Stuttgart, Planfeststellungsabschnitt
1.1�.

Mit auch gegenüber dem Kläger bestandskräftig gewordenem Planfeststellungs-5
beschluss vom 28.01.2005 hatte das Eisenbahn-Bundesamt den Plan der Beige-
ladenen für den Umbau des Bahnknotens Stuttgart �Projekt Stuttgart 21�, Plan-
feststellungsabschnitt 1.1 (Talquerung mit neuem Hauptbahnhof), in Stuttgart
mit den in den Planunterlagen eingetragenen Änderungen nach Maÿgabe der
im Beschluss angeführten Zusagen, Erlaubnisse und Nebenbestimmungen fest-
gestellt.

Da die vorgesehene Tieferlegung und Drehung der Gleisanlage aus der Tallängs-6
in die Talquerrichtung vielfältige Veränderungen bestehender Anlagen - auch
solche Dritter - bedingt, waren auch verschiedene notwendige Folgemaÿnahmen
planfestgestellt worden. Eine dieser Folgemaÿnahmen ist die Verlegung und
Tieferlegung der Stadtbahntrasse - Achsen 301, 302 und 633 (Auÿenschale) -
unterhalb der Heilbronner Straÿe, da diese bislang in der für den neuen Fern-
bahntunnel vorgesehenen Tiefe verläuft. Die Stadtbahn soll nunmehr - unter
Berücksichtigung der Planungen für die Stadtbahnlinie U12 - weiter westlich
in einem weiten Bogen unterhalb des ehemaligen Bahndirek-tionsgebäudes und
unter den neuen Eisenbahngleisen hindurchgeführt werden.

Gleichzeitig waren der Beigeladenen wasserrechtliche Erlaubnisse für das Ent-7
nehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser aus den
erschlossenen Grundwasserstockwerken erteilt worden; begrenzt worden war dies
durch Gesamtfördermengen und -raten und e�ektive Grundwasserentnahmemen-
gen und -raten. Für die für die Verlegung der Stadtbahn Heilbronner Straÿe
u. a. erforderlichen Teilbaugruben (bzw. Vortriebsbereiche) 4 (Bau-km 1,185
bis 1,250), 6-3 (Bau-km 1,250 bis 1,479) und 7-3 (Bau-km 1,248 - 1,461) war
die Absenkung des Grundwasserspiegels auf 227,0 m (um 11,8 m), auf 227,5
- 234,0 m (um 11,6 m) und 227,5 - 233,0 m (um 4,6 m), jeweils ü NN be-
grenzt worden. Der Beigeladenen war darüber hinaus aufgegeben worden, die
Grundwasserentnahme im Rahmen der Bauwasserhaltung durch Begrenzung
der bauwerks-/bauabschnitts- bzw. teilbaugrubenspezi�schen Absenkung des
Grundwasserspiegels (i.d.R. auf maximal 0,5 m unter die jeweilige Baugruben-
sohle) und fortlaufende Anpassung der Grundwasserabsenkung an den jeweiligen
Baufortschritt weiter zu minimieren. Dem Planfeststellungsbeschluss war das 4.
Erkundungsprogramm der ARGE Wasser Umwelt Geotechnik (ARGE WUG)
zugrunde gelegt worden.

Noch vor Baubeginn der Folgemaÿnahme �Verlegung Stadtbahn Heilbronner8
Straÿe� stellte die SSB AG für die Beigeladene am 24.02.2012 beim Eisenbahn-
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Bundesamt den Antrag auf Erteilung einer planungsrechtlichen Zulassungsentschei-
dung für die im Zuge einer vertiefenden Planung vorgesehenen bautechnischen
Änderungen, mit denen die Bauwerke und der Bauablauf optimiert werden soll-
ten. Neben einer Änderung des Au�ahrkonzepts und der Bautaktung sollten
auch die Gradienten der bergmännisch herzustellenden Tunnel - Achsen 301
und 302 - geändert werden. Dabei wurden auch die weiteren, aufgrund des 5.
Erkundungsprogramms (ARGE WUG 2003) und des Brunnenbohrprogramms
für das Grundwassermanagement (ARGE WUG 2009) gewonnenen (hydro-) ge-
ologischen Erkenntnisse zur Schichtlagerung und Durchlässigkeit berücksichtigt,
welche auch Eingang in das instationäre Grundwasserströmungsmodell der Beige-
ladenen fanden. Anders als in der Planfeststellung angenommen liegt danach
der Bochinger Horizont (km1BH) im Bereich der Achse 302 lokal etwas höher
und ist die Mächtigkeit der Grundgipsschicht (km1GG) im Bereich der Bau-
grube 4 bzw. dem Übergang zum bergmännischen Tunnel mit den Achsen 301
und 302 mit rund 12 m statt rund 8 m deutlich gröÿer. Aufgrund weiter-
er Grundwasserstandsmessungen hatte sich darüber hinaus ergeben, dass die
Bemessungswasserstände für die für die Verlegung der Stadtbahn Heilbronner
Straÿe erforderlichen Bauwerke über den bisher gemessenen höchsten Grund-
wasserständen liegen.

Zur Gradientenänderung der bergmännischen Tunnel - Achsen 301 und 302 - ist9
vorgesehen, die Gradiente der Stadtbahnröhren in den südlichen Abschnitten
im Bereich des Überwerfungsbauwerks zwischen dem künftigen Fernbahntun-
nel und der Stadtbahnröhren auf ca. 180 m um 0,3 m bis 1,0 m abzusenken.
Dadurch lässt sich eine bauliche Trennung des Fernbahntunnels von den Stadt-
bahntunneln erreichen, sodass auf das bisher vorgesehene Überwerfungsbauw-
erk verzichtet werden kann. Auch kann so eine gegenseitige Beein�ussung der
Tunnelbauwerke durch Streuströme vermieden werden. Infolge der Gradien-
tenänderung kommen die Tunnelsohlen bereichsweise bis zu 0,7 m tiefer und
bereichsweise bis zu 0,3 m höher zu liegen. Eine mit dem instationären Grund-
wasserströmungsmodell mit angepassten Randbedingungen durchgeführte Prog-
noserechnung ergab im Bereich der Verlegung eine Zunahme des Grundwasseran-
drangs von lediglich ca. 0,35 l/s in der Summe. In den Vortriebsbereichen 6-3
und 7-3, wo eine tiefere Tunnelunterkante vorgesehen ist, ist allerdings eine Er-
höhung des Grundwasserandrangs um bis zu 1,2 l/s zu erwarten, dem jedoch ein
Rückgang des Wasserandrangs in der Teilbaugrube 4 um ca. 0,85 l/s gegenüber-
steht.

Am 10.05.2012 erlieÿ das Eisenbahn-Bundesamt - gestützt auf �76 Abs. 2 VwVfG10
- einen Bescheid zur 10. Änderung des feststellten Plans. Zwar führe die Tiefer-
legung der Tunnelsohlen zu einer Zunahme des Grundwasseran-drangs. Die än-
derungsbedingte Mehrentnahme von unter 1 l/s führe jedoch auch im Zusam-
menhang mit der Wasserhaltung weder zu zusätzlichen Auswirkungen auf die
Heil- und Mineralquellen noch auf Dritte. Insoweit wurde auf Stellungnah-
men der unteren Wasserbehörde bei der Landeshauptstadt Stuttgart - Amt für
Umweltschutz - vom 04.01. und 17.04.2012 verwiesen. Auch sonst seien von
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der Planänderung keine Träger ö�entlicher Belange, Privatpersonen und an-
dere Gesellschaften der Beigeladenen betro�en. Umfang, Zweck und Gesam-
tauswirkungen des Vorhabens blieben im Verhältnis zur Gesamtplanung im
Wesentlichen gleich, da sich die Änderung auf bestimmte räumlich und sachlich
abgrenzbare Teile gegenüber der bisherigen Planung beschränke. Die Änderung
habe keine zusätzlichen, belastenden Auswirkungen von einigem Gewicht auf
die Umgebung oder auf die Belange Betro�ener und lasse daher auch das Ab-
wägungsergebnis der vorliegenden Planung unberührt. Die Frage sachgerechter
Zielsetzung und Abwägung der Gesamtplanung werde durch die Änderung der
ursprünglichen Planung nicht erneut aufgeworfen. Entsprechend der vorgenomme-
nen Einzelfallprüfung nach �3c UVPG habe auch keine Verp�ichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestanden.

Der Kläger, der Eigentümer des im Planfeststellungsabschnitt 1.1 gelegenen, mit11
einem mehrgeschossigen Geschäftshaus bebauten Grundstücks Flst. Nr. .../14
(J... Straÿe ...) ist, welches von einer der zu verlegenden Stadtbahntunnelröhren
(Achse 301) in einer Tiefe zwischen 16 m und 24 m - ca. 9 m unter dem Gebäude
- unterfahren wird, hat am 29.01.2013 gegen diesen, ihm nicht zugestellten
Bescheid Klage zum erkennenden Gerichtshof erhoben. Diese begründet er im
Wesentlichen wie folgt: Als Eigentümer des Grundstücks J... Straÿe ... sei er un-
mittelbar betro�en. Bereits aufgrund des Planfeststellungsbeschlusses habe er
eine Setzung seines Gebäudes um ca. 0,02 m zu gewärtigen (vgl. Anlage 1, Teil
III, S. 129). Darüber hinaus be�nde sich am südöstlichen Rand seines Grund-
stücks der In�ltrationsbrunnen Nr. 114. Entgegen den Bescheidausführungen sei
er durchaus betro�en. Dies folge bereits aus der angegebenen Grundwasseran-
drangsrate von 3.600 l/h. Inwiefern sich diese auf die sensible Geologie und damit
auf die Standfestigkeit der Fundamente und damit seines Gebäudes auswirke,
sei nicht geprüft worden. Auch sei nicht ersichtlich, welche Schutzmaÿnahmen
bei Gefahren vorgesehen seien. Wesentliche Gefahren für die Stabilität seines
Grundstücks seien unberücksichtigt geblieben. Auf die geologischen Risiken, ins-
besondere das Fehlen eines geologischen Gutachtens und den Eintritt unumkehrbar-
er schwerer Schäden aufgrund der schon bisher zu bewältigenden Wassermengen
habe er bereits in den die 5. Planänderung betre�enden Parallelverfahren 5 S
2326/12 und 5 S 2327/12 hingewiesen. Mit der 10. Planänderung würden diese
Gefahren nunmehr erhöht, da die zu entnehmende Wassermenge in unmittel-
barer Nähe seines Grundstücks erhöht werde.

Am 15.04.2013 hat der Kläger �ergänzend� wie folgt vorgetragen: Es sei zu12
besorgen, dass mit der angefochtenen Planänderung verstärkt in die sensiblen
Grundgipsschichten eingegri�en und unbekannte Dolinen angeschnitten würden.
Die von der unteren Wasserbehörde geforderten Au�agen seien nicht in den
Bescheid aufgenommen worden. Auch fehlten konkrete Angaben zum Grund-
wasserandrang im Übergangsbereich zwischen Zielbaugrube und bergmännis-
chem Tunnel. Aus den Planunterlagen ergebe sich kein nachvollziehbarer und
sicherer Beweis, dass die Erhöhung des Wasserandrangs immer unter 1 l/s
liege. Insofern müsse in technischer Hinsicht die aus dem bisherigen Grund-
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wassermodell gewonnene Annahme angezweifelt werden. Denn das der Prog-
nose zugrundeliegende Grundwasserströmungsmodell weise verschiedene Män-
gel auf (u. a. den Erfahrungen widersprechende spezi�sche Speicherkoe�zienten
für die Schichten des Quartärs sowie unrealistische Durchlässigkeitsbeiwerte).
Schlieÿlich sei er auch in seinen Beteiligungs- und Anhörungsrechten aus �9
UVPG und �73 Abs. 4 VwVfG verletzt, da der Planänderungsbescheid ohne Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ergangen sei. Die Verp�ichtung zu einer Umweltverträglichkeit-
sprüfung bestehe nach �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG auch dann, wenn ein bereits UVP-
p�ichtiges Vorhaben geändert werde und eine Vorprüfung ergebe, dass die Än-
derung nachteilige Umweltauswirkungen haben könne. Falle die Verwirklichung
eines Änderungsvorhabens zeitlich, räumlich und funktional mit einem anderen
Änderungsvorhaben zusammen, gelte zudem �3b Abs. 2 UVPG entsprechend,
wonach die jeweiligen Gröÿenwerte der kumulierenden Änderungsvorhaben gegen-
seitig anzurechnen seien. Änderungsvorhaben dürften nicht �aufgesplittet� wer-
den. Die hier insbesondere im Hinblick auf die 5. und 7. Planänderung gebotene
Kumulationsprüfung sei jedoch unterblieben, sodass die Vorprüfung fehlerhaft
sei. Auch die neuerliche 11. Planänderung stehe in engem Zusammenhang dazu.

Der Kläger beantragt,13

den Bescheid des Eisenbahn-Bundesamts vom 10.05.2012 zur 10. Planänderung14
für das Projekt Stuttgart 21, Umbau des Bahnknotens Stuttgart PFA 1.1 (Tal-
querung mit neuem Hauptbahnhof) aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,15

die Klage abzuweisen.16

Hierzu trägt das Eisenbahn-Bundesamt imWesentlichen vor: Entgegen den Aus-17
führungen des Klägers betrage die Zunahme des Grundwasserandrangs weniger
als 1 l/s, nämlich 0,35 l/s. Auch ein unterstellter Grundwasserandrang von 1
l/s �ele aus ingenieurtechnischer Sicht nicht ins Gewicht. Statische Fragen wür-
den ohnehin noch detailliert im Rahmen der Beweissicherung und Ausführungs-
planung geprüft. Die Gradientenänderung betre�e zudem überwiegend einen
ca. 70 - 80 m südlich seines Grundstücks liegenden Bereich. Auf Höhe seines
Grundstücks schlieÿe die Trasse weitgehend wieder an den schon bisher vorge-
sehenen Trassenverlauf an. Der Kläger sei danach nicht weitergehend als bisher
betro�en. Auch die im Bescheid in Bezug genommenen Stellungnahmen der un-
teren Wasserbehörde schlössen zusätzliche Auswirkungen auf Dritte aus. Aus
welchen Passagen der Kläger anderes herzuleiten versuche, sei nicht nachvol-
lziehbar. Die an dem von zahlreichen Sachverständigen über Jahre hinweg en-
twickelten Grundwasserströmungsmodell geäuÿerten Zweifel seien unsubstan-
tiiert und träfen auch in der Sache nicht zu. Nicht zuletzt seien die daraus
gewonnenen Ergebnisse durch diejenigen aus dem sog. Behördenmodell bestätigt
worden. Weder sei eine Umweltverträglichkeitsprüfung noch eine Vorprüfung
durchzuführen gewesen.
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Die Beigeladene beantragt ebenfalls,18

die Klage abzuweisen.19

Hierzu trägt sie im Wesentlichen vor: Der Kläger werde durch die 10. Planän-20
derung nicht stärker als bisher betro�en. Aufgrund der Gradientenänderung
wiesen die Stadtbahntunnelröhren künftig einen geringfügig gröÿeren Abstand
zur Unterkante seines Gebäudes auf, sodass sich seine Betro�enheit - wenn auch
nur geringfügig - günstiger darstelle. Auch die geringe Veränderung des Grund-
wasserandrangs habe keine veränderten Auswirkungen auf Dritte zur Folge.
Insofern habe er im Verfahren auch nicht beteiligt werden müssen. Welche
kritischen Anmerkungen oder Au�agen der unteren Wasserbehörde unberück-
sichtigt geblieben sein sollten, sei uner�ndlich. Von dort seien vielmehr zusät-
zliche Auswirkungen gerade ausgeschlossen worden. Insofern komme es auch
nicht auf die gegen das Grundwasserströmungsmodell erhobenen Bedenken an.
Diese seien auch nicht berechtigt. Die Ergebnisse seien letztlich auch durch das
sog. Behördenmodell bestätigt worden. Anhaltspunkte für das Vorliegen von
Dolinen gebe es im Bereich des klägerischen Grundstücks nicht. Von einer neuer-
lichen Umweltverträglichkeitsprüfung sei aufgrund einer Vorprüfung zu Recht
abgesehen worden. Da die einzelnen Planänderungen kleinräumig seien und auf
ebenfalls kleinräumige, während der Ausführungsplanung entwickelte bautech-
nische Lösungsvorschläge reagierten, bräuchten sie auch nicht zu einem groÿen
Planänderungsverfahren miteinander verbunden werden. Dies gelte auch für die
7. Planänderung, die die Funktionalität der Grundwasserhaltung als solche nicht
in Frage stelle.

Unter dem 28.04.2014 hat das Eisenbahn-Bundesamt die sofortige Vollziehbarkeit21
des angefochtenen Bescheides zur 10. Planänderung angeordnet.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der22
Schriftsätze der Beteiligten und der zur Sache gehörenden Gerichtsakten sowie
die Verfahrensakten des Eisenbahn-Bundesamts verwiesen, die ebenfalls Gegen-
stand der mündlichen Verhandlung gewesen sind.

Gründe

1. Die auf eine Aufhebung des Bescheids zur 10. Planänderung gerichtete An-23
fechtungsklage (vgl. �42 Abs. 1 VwGO) ist zulässig.

Der erkennende Gerichtshof ist nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO für den vor-24
liegenden Rechtsstreit erstinstanzlich zuständig. Nach �48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7
VwGO entscheidet das Oberverwaltungsgericht bzw. der Verwaltungsgerichtshof
im ersten Rechtszug über sämtliche Streitigkeiten, die ein Planfeststellungsver-
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fahren für den Bau oder die Änderung der Strecken von ö�entlichen Eisenbahnen
betre�en; dies schlieÿt auch den Bau eines neuen Bahnhofs für den Personen-
verkehr ein (vgl. BVerwG, Beschl. v. 16.07.2008 - 9 A 21.08 -, Buchholz 310
�48 VwGO Nr. 3). Diese Zuständigkeit umfasst auch Streitigkeiten darüber,
ob eine Planänderung nach �18d Satz 1 AEG i.V.m. �76 Abs. 2 VwVfG ohne
erneutes Planfeststellungsverfahren zugelassen werden durfte. Denn auch eine
solche Streitigkeit bezieht sich auf die genehmigungsrechtliche Bewältigung des
planfestgestellten Vorhabens und betri�t damit ein Planfeststellungsverfahren
(vgl. BVerwG, Urt. v. 02.10.2013 - 9 A 23.12 -, NVwZ 2014, 367), nämlich das
mit dem zu ändernden Plan abgeschlossene Planfeststellungsverfahren. Insofern
unterscheidet sich der vorliegende Fall von Streitigkeiten in Fällen unwesentlich-
er Bedeutung i. S. des �74 Abs. 7 VwVfG, für die �48 Abs.1 Satz 1 Nr. 7 VwGO
nicht gilt (vgl. hierzu Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO 3. A. 2010, �48 Rn. 22a).

Eine ein Vorhaben nach �18e Abs. 1 AEG betre�ende Streitigkeit, für die das25
Bundesverwaltungsgericht erstinstanzlich zuständig wäre (vgl. �50 Abs. 1 Nr. 6
VwGO), liegt nicht vor. Die in der Anlage zu �18e Abs. 1 Nr. 4 AEG bezeich-
neten Vorhaben für den Aus- und Neubau von Schienenwegen umfassen nicht
die Knotenpunkte, an denen die Schienenwege mit dem bestehenden Netz ver-
bunden sind (vgl. Senatsbeschl. v. 11.11.2013 - 5 S 1036/13 -).

Zwar ist die Klage nicht innerhalb der einmonatigen Klagefrist des �74 Abs. 126
Satz 2 VwGO erhoben worden, doch hatte diese Frist gegenüber dem Kläger
mangels einer an ihn bewirkten Bekanntgabe nicht zu laufen begonnen. Ob er
als Plannachbar aufgrund eines besonderen �nachbarlichen Gemeinschaftsver-
hältnisses� nach Treu und Glauben gehalten war, innerhalb eines Jahres seit
Kenntnis bzw. fahrlässiger Unkenntnis von der Erteilung des Bescheids Klage
zu erheben (vgl. 58 Abs. 2 VwGO), kann hier dahinstehen (vgl. hierzu BayVGH,
Beschl. v. 02.02.1999 - 8 CS 98.2868 -, BayVBl. 2000, 499). Denn auch dann,
wenn der Kläger schon vor Januar 2013 sichere Kenntnis erlangt hätte oder diese
hätte erlangen müssen (vgl. BVerwG, Urt. v. 25.01.1974 - IV C 2.72 -, BVerwGE
44, 294; VGH Bad.-Württ., Urt. v. 14.05.2012 - 10 S 2693/09 -, VBlBW 2012,
431), wäre die Jahresfrist hier eingehalten gewesen.

Dem Kläger kann auch nicht die erforderliche Klagebefugnis (�42 Abs. 2 Vw-27
GO) abgesprochen werden. So lässt sich nicht von vornherein und eindeutig von
der Hand weisen, dass er durch den Änderungsbescheid insofern erstmals oder
weitergehend als bisher in seinen Rechten als Eigentümer des unterirdisch in
Anspruch genommenen Grundstücks J... Straÿe ... betro�en wird (vgl. BVer-
wG, Urt. v. 02.10.2013, a.a.O.; Urt. v. 19.12.2007 - 9 A 22.06 -, BVerwGE 130,
138), als sich die von ihm bereits aufgrund des am 28.01.2005 planfestgestellten
Vorhabens hinzunehmenden Auswirkungen der Verlegung der Stadtbahn Heil-
bronner Straÿe durch eine erforderlich werdende weitere Grundwasserabsenkung
mit der Folge verstärken könnten, dass an seinem Gebäude (weitere) Schäden
entstehen bzw. dessen Standsicherheit (stärker) beeinträchtigt wird.
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Ein Vorverfahren wurde allerdings nicht durchgeführt. Ein solches war hier28
nach �68 Abs. 1 Satz 1 VwGO grundsätzlich erforderlich (vgl. Thür OVG,
Urt. v. 18.11.2009 - 1 O 478/07 -, ThürVBl 2010, 185; BayVGH, Beschl. v.
02.02.1999, a.a.O.; Dürr, in: Knack/Henneke, VwVfG 9. A. 2010, �76 Rn. 33,
�74 Rn. 60; Masing/Schiller, in: Obermayer/Funke-Kaiser, VwVfG 4. A. 2014
�76 Rn. 28; bereits BVerwG, Urt. v. 15.01.1982 - 4 C 26.78 -, BVerwGE 64,
325 zu �17 Abs. 2 Satz 3 FStrG 1976). Denn die Planänderung wurde nach
�76 Abs. 2 VwVfG durch einen in einem einfachen Verwaltungsverfahren erge-
henden Verwaltungsakt (�Änderungsbescheid�) und nicht durch einen Planfest-
stellungsbeschluss zugelassen (anders Steinberg/Wickel/Müller, Fachplanung,
4. A. 2012, �5 Rn. 41). Die besonderen prozessualen Vorschiften für Planfest-
stellungsbeschlüsse gelten insofern nicht. Auch eine entsprechende Anwendung
der ��18 Satz 3 AEG, 74 Abs. 1 Satz 2, 70 VwVfG kommt nicht in Betra-
cht (anders Kopp/Ramsauer, VwVfG 12. A. 2011 �76 Rn. 40; Kipp/Schütz,
in: Beck'scher AEG-Komm., 2006, �20 Rn. 198), weil dem formlosen Verfahren
die besonderen Garantien des unterbliebenen Planfeststellungsverfahrens fehlen
(zutre�end Masing/Schiller, a.a.O., �76 Rn. 28).

Auch eine Plangenehmigung nach �18b AEG i.V.m. �74 Abs. 6 VwVfG, die eben-29
falls keiner Nachprüfung in einem Vorverfahren bedurft hätte (vgl. �74 Abs. 6
Satz 3 VwVfG), hatte das Eisenbahn-Bundesamt nicht erteilt.

Das danach grundsätzlich erforderliche Vorverfahren war vorliegend gleichwohl30
entbehrlich, weil sich die Beklagte auf die Klage sachlich eingelassen und deren
Abweisung beantragt hat. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts ist in einem solchen Fall ein Vorverfahren aus Gründen der Prozessökonomie
und in Einklang mit dem Regelungszweck des �68 VwGO über die gesetzlich aus-
drücklich geregelten Fälle hinaus regelmäÿig entbehrlich. Entscheidend ist, ob
dem Zweck des Vorverfahrens bereits Rechnung getragen ist oder sich sein Zweck
ohnehin nicht mehr erreichen lässt (vgl. BVerwG, Urt. v.20.04.1994 - 11 C 2.93
- BVerwGE 95, 321 m.w.N.; auch Urt. v. 15.01.1982, a.a.O.). Dies war hier der
Fall. Denn dem Zweck des Vorverfahrens ist dadurch genügt worden, dass sich
die Beklagte durch das Eisenbahn-Bundesamt als die Behörde, die gemäÿ �73
Abs. 1 Nr. 2 VwGO auch einen Widerspruchsbescheid hätte erlassen müssen,
auf die Klage sachlich eingelassen und deren Abweisung beantragt hat.

2. Die Klage hat jedoch keinen Erfolg.31

a) Der Bescheid des Eisenbahn-Bundesamts vom 12.05.2012 zur 10. Planän-32
derung ist zwar formell rechtswidrig, verletzt den Kläger jedoch nicht in seinen
(materiellen) Rechten (vgl. �113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

(1) Zu Unrecht ging das Eisenbahn-Bundesamt davon aus, dass die vor Fer-33
tigstellung des Vorhabens vorgenommene 10. Planänderung im Verfahren nach
�76 Abs. 2 VwVfG zugelassen werden kann. Nach dieser über �18d Satz 1 AEG
anwendbaren Vorschrift kann die Planfeststellungsbehörde bei Planänderungen
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von unwesentlicher Bedeutung von einem neuen Planfeststellungsverfahren ab-
sehen, wenn die Belange anderer nicht berührt werden oder wenn die Betro�enen
der Änderung zugestimmt haben.

Die Planänderung war zwar - wie im angefochtenen Bescheid zutre�end ausge-34
führt wird - von unwesentlicher Bedeutung im Sinne des �76 Abs. 2 VwVfG.
Unwesentlich ist eine Änderung insbesondere dann, wenn sie im Verhältnis
zur abgeschlossenen Gesamtplanung unerheblich ist, also Umfang, Zweck und
Auswirkungen des Vorhabens imWesentlichen gleich bleiben und nur bestimmte
räumlich und sachlich abgrenzbare Teile geändert werden sollen (vgl. BVerwG,
Urt. v. 17.12.2009 - 7 A 7.09 -, Buchholz 442.09 �18 AEG Nr. 69 m.w.N.; Urt.
v. 06.11.2013 - 9 A 14.12 -, NuR 2014, 262; Senatsurt. v. 08.08.2013 - 5 S
2327/12 -). Dies war hier der Fall, nachdem lediglich eine geringfügige Änderung
einer notwendigen Folgemaÿnahme in Rede steht und die hierzu vorgesehenen
bautechnischen Änderungen - auch während der Bauzeit - im Wesentlichen zu
keinen anderen Auswirkungen führen. Darauf, ob die Belange eines einzelnen
Betro�enen - etwa des Klägers - durch die Änderung stärker berührt werden als
durch die ursprüngliche Planung, kommt es hierbei grundsätzlich nicht an (vgl.
BVerwG, Urt. v. 17.12.2009, a.a.O.; Senatsurt. v. 08.08.2013 - 5 S 2327/12 -
NuR 2014, 262).

Der Annahme einer Planänderung von unwesentlicher Bedeutung stand auch35
eine UVP-P�icht nicht entgegen. Eine solche war vom Eisenbahn-Bundesamt
verneint worden. Dass demgegenüber nach �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG eine erneute
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen gewesen wäre, ist nicht zu erken-
nen. Auch dem Klagevorbringen lässt sich dies nicht entnehmen. Ob die Vor-
prüfung des Einzelfalls dem Maÿstab des �3a Satz 4 UVPG genügte, ist in
vorliegendem Zusammenhang nicht von Bedeutung (vgl. dazu unter b).

Das Eisenbahn-Bundesamt durfte jedoch gleichwohl nicht von einem neuen Plan-36
feststellungsverfahren absehen. Denn die Belange anderer dürfen in einem solchen
Fall nicht �berührt� werden (vgl. auch �73 Abs. 4 Satz 1 VwVfG). Solche sind
bereits dann berührt, wenn eine - negative - Betro�enheit Dritter zumind-
est möglich erscheint (vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG, 12. A. 2011, �76 Rn. 30,
�73 Rn. 71; Neumann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG 8. A. 2014, �73 Rn.
71). Zwar dürfte sich hier die unmittelbare Grundstücksinanspruchnahme des
Klägers sogar etwas reduzieren (vgl. Kipp/Schütz, a.a.O., �20 Rn. 193); so
dürften die geänderten Auÿenbegrenzungen des Tunnels - Achse 301 - im Bere-
ich seines von diesem unterfahrenen Grundstücks innerhalb der planfestgestell-
ten Tunnelröhre verlaufen (vgl. den Höhenplan, Anl. 5.2). Die Tieferlegung der
Tunnelsohlen erfolgt schlieÿlich, worauf das Eisenbahn-Bundesamt zutre�end
hingewiesen hat, weiter südlich im Bereich des zunächst vorgesehenen Über-
werfungsbauwerks. Eine mögliche Betro�enheit in seinen Eigentümerbelangen
lässt sich im Hinblick auf die geltend gemachten mittelbaren Wirkungen auf die
Standsicherheit seines Gebäudes aufgrund einer baubedingten weitergehenden
Grundwasserabsenkung jedoch nicht von vornherein verneinen.
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(2) Der Kläger wird durch diesen Verfahrensfehler jedoch noch nicht in seinen37
Rechten i.S. des �113 Abs. 1 Satz 1 VwGO verletzt. Denn ihm steht kein
Anspruch zu, dass zur Wahrung seiner materiellen Rechte ein bestimmtes Ver-
fahren - etwa ein neues, ggf. nach �76 Abs. 3 VwVfG vereinfachtes Planfeststel-
lungsverfahren - gewählt wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 16.12.2008 - 4 B 66.08 -;
Urt. v. 08.03.2006 - 9 A 29.05 -, Buchholz 316 �76 VwVfG Nr. 14).

Die Aufhebung eines auf �76 Abs. 2 VwVfG gestützten Bescheids, mit dem nicht38
nur von einem Planfeststellungsverfahren abgesehen, sondern eine Planänderung
von unwesentlicher Bedeutung in Abänderung des Planfeststellungsbeschlusses
zugelassen wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 15.01.1982, a.a.O.; Kipp/Schütz, a.a.O.,
�20 Rn. 196: �Änderungsbescheid�), kann ein Betro�ener vielmehr nur beanspruchen,
wenn er dadurch nicht nur i. S. des �76 Abs. 2 VwVfG in seinen (materiellen)
Rechten berührt, sondern in diesen auch (erstmals oder weitergehend) beein-
trächtigt bzw. verletzt wird. Dies ist nach Überzeugung des Senats jedoch nicht
der Fall, da weder (weitere) setzungsbedingte Schäden am Gebäude des Klägers
zu erwarten sind, noch dessen Standsicherheit gefährdet wird. Solches ist - entge-
gen der Au�assung des Eisenbahn-Bundesamts - freilich nicht schon deshalb aus-
geschlossen, weil statische Fragen noch detailliert im Rahmen der Ausführungs-
planung und der Beweissicherung geprüft werden mögen. Denn dies änderte
nichts daran, dass mit dem Absehen von einem Planfeststellungsverfahren eine
ohne entsprechende Au�agen ggf. drohende Beeinträchtigung in Kauf genom-
men würde.

Der Senat ist indes aufgrund der von den Gutachtern der Beigeladenen in39
der mündlichen Verhandlung gegebenen fachlichen Erläuterungen zu den im
Planänderungsverfahren vorgenommenen wasserwirtschaftlichen Untersuchun-
gen vom 09.09.2011 und 15.02.2012 und der inzwischen vorliegenden - allgemein
zugänglichen - �Zusammenfassenden Stellungnahme Geotechnik� der ARGEWUG,
CDM und WBI vom 25.03.2013 sowie den von einem Vertreter der unteren
Wasserbehörde bei der Landeshauptstadt Stuttgart gegebenen Erläuterung der
dortigen Stellungnahmen vom 04.01. und 17.04.2012 davon überzeugt, dass es
infolge der 10. Planänderung zu keinen (weiteren bzw. zusätzlichen) Eigentums-
beeinträchtigungen des Klägers kommt.

Allein deshalb, weil es infolge der Gradientenänderung der Stadtbahntunnel auf-40
grund einer Tieferlegung der Tunnelsohlen - Achsen 301 und 302 - während der
Bauzeit in Bauschritt 2 zu einer Zunahme des Grundwasserandrangs um bis zu
1,2 l/s (in den Vortriebsbereichen 7-3 und 6-3) bzw. von 0,35 l/s in der Summe
kommt, sind noch keine Eigentumsbeeinträchtigungen zum Nachteil des Klägers
zu besorgen.

Nach den überzeugenden Erläuterungen der in der mündlichen Verhandlung41
gehörten Gutachter der Beigeladenen bedingt ein höherer Grundwasserandrang
zwar auch eine entsprechend höhere Grundwasserentnahmerate und damit eine
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weitere Grundwasserabsenkung. Etwaige infolge eines weiteren Auftriebsverlusts
der entwässerten Schichten entstehende Setzungen sind nach deren Ausführun-
gen jedoch nicht von einer bestimmten Grundwasserentnahmerate, sondern von
der zusätzlichen Absenkung - hier um bis zu 0,70 m im Bereich der vorgese-
henen Sohlenvertiefung - abhängig. Im Bereich der J... Straÿe seien dies ger-
ade noch 0,10 m, sodass allenfalls marginale Setzungen entstehen könnten. Da
sich diese gleichmäÿig entwickelten, hätten sie auf die darüber liegende Be-
bauung jedenfalls keinen Ein�uss. Der Vertreter der unteren Wasserbehörde
bei der Landeshauptstadt Stuttgart bestätigte diese Einschätzung und verwies
auf entsprechende, mit anderen Vorhaben gemachte Erfahrungen. Insbesondere
werde durch eine solch geringfügige Änderung die Figur des Absenktrichters
nicht verändert. Diese werde ohnehin maÿgeblich durch die Grundwasserab-
senkung im Bereich der benachbarten tieferen Teilbaugrube 4 bestimmt. Um
die zusätzlichen Auswirkungen der 10. Planänderung beurteilen zu können,
hätte es nach seiner Einschätzung sowie der Gutachter der Beigeladenen keines
Grundwasserströmungsmodells bedurft. Bei den Berechnungen habe man sich
allerdings des bereits vorliegenden Modells bedient. Aufgrund eines analytischen
Ansatzes wäre man jedoch zum gleichen Ergebnis gelangt. Ein Vertreter von
WBI erläuterte dies dahin, dass bei einem Absenkbetrag, wie er bisher vorgese-
hen gewesen sei, allenfalls (gleichmäÿige) Setzungen von 3 - 4 cm prognostiziert
werden könnten; infolge einer bereichsweise weiteren Grundwasserabsenkung um
ca. 0,70 m erhöhten sich diese Setzungen um höchstens 2 - 3 mm, was für die
aufstehende Bebauung - mangels messbarer Winkelverdrehungen - keinerlei Be-
deutung habe.

Diese für den Senat nachvollziehbaren Einschätzungen wurden auch von dem42
vom Kläger zur mündlichen Verhandlung mitgebrachten Diplom-Physiker M.
nicht substantiiert in Frage gestellt. Inwiefern es zum Ausschluss von die Stand-
sicherheit seines Gebäudes betre�enden Auswirkungen oder eintretender Gebäude-
schäden noch eines gesonderten �geologischen Gutachtens� bedurft hätte, ist
vom Kläger weder dargetan noch für den Senat ersichtlich. Soweit der Kläger am
Ende der mündlichen Verhandlung erstmals auf eine angebliche Rutschscholle
im Bereich des �übernächsten� Grundstücks hingewiesen hat, lässt dieses Vor-
bringen schon keine eigene Betro�enheit durch die 10. Planänderung erkennen.

Soweit der Kläger darüber hinaus geltend gemacht hat, es seien von der unteren43
Wasserbehörde Au�agen gefordert worden, die vom Eisenbahn-Bundesamt nicht
in den Bescheid übernommen worden wären, tri�t dies schon im Ansatz nicht
zu. Au�agen waren von der unteren Wasserbehörde, worauf deren Vertreter
in der mündlichen Verhandlung hingewiesen hat, nicht im Verfahren zur 10.,
sondern im Verfahren zur - vom Kläger nicht angegri�enen - 9. Planänderung
mitgeteilt worden. Im Übrigen ist nicht ersichtlich, inwiefern die Nichtbeifügung
der angeblich mitgeteilten Au�agen auf eine durch die 10. Planänderung bewirk-
te materielle Rechtsverletzung des Klägers führen sollte. Soweit dieser noch auf
die von der unteren Wasserbehörde unter dem 04.01.2012 zunächst erhobenen
Bedenken verwiesen hat, übersieht er, dass sie nach Vorlage der ergänzenden
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wasserwirtschaftlichen Untersuchung vom 15.02.2012, wie ohne weiteres aus der
aktualisierten Stellungnahme vom 17.04.2012 erhellt, gegenstandslos geworden
waren. Denn für den Bereich des Übergangs der Teilbaugrube 4 zum bergmän-
nischen Tunnel war lediglich eine geringfügige Grundwasserandrangsrate von
0,19 l/s bzw. von 0,15 l/s in der Summe berechnet worden, die allerdings
nicht während des hier umstrittenen Bauschritts 2, sondern erst während des
Bauschritts 4 anfällt. Im Übrigen befasste sich die �ergänzende� Klagebegrün-
dung mit den Auswirkungen nicht streitgegenständlicher Planänderungen.

Zu einer anderen Beurteilung geben auch die in der �ergänzenden� Klagebegrün-44
dung vom 15.04.2013 erhobenen Bedenken gegen die anhand des instationären
Grundwasserströmungsmodells vorgenommenen Prognoseberechnungen keinen
Anlass. Diese hat der Kläger in der mündlichen Verhandlung - mit Ausnahme
der gegen die im Modell zugrunde gelegten Speicherkoe�zienten erhobenen Be-
denken - nicht mehr aufrechterhalten. Denn den von ihm behaupteten, nicht
näher erläuterten Mängeln, die er o�enbar den Stellungnahmen Dr. L.`s im
7. Planänderungsverfahren entnommen hatte, hat er zuletzt keine Relevanz
mehr zu der Frage beigemessen, inwiefern die 10. Planänderung gerade für ihn
nachteilige Auswirkungen haben kann. Der allein noch geltend gemachte Mangel
hat sich indessen zur Überzeugung des Senats nicht feststellen lassen. Er wäre
für die Entscheidung der Klage freilich auch nicht erheblich gewesen.

Inwiefern im Grundwasserströmungsmodell �für die Schichten des Quartärs den45
Erfahrungen widersprechende spezi�sche Speicherkoe�zienten zwischen 10-6
und 5*10-3 zugrunde gelegt� worden wären, vermag der Senat nicht zu erken-
nen. Nach den überzeugenden Ausführungen des für die Erstellung des Mod-
ells verantwortlichen Diplom-Geologen Dr. W. waren - in Übereinstimmung
mit der einschlägigen Fachliteratur (vgl. Hölting �Einführung Hydrogeologie�)
- für das obere Grundwasserstockwerk in gespannten Verhältnissen Werte von
5*10-3 bis 5*10-5 1/m angenommen worden. Ein Wert von 1*10-6 1/m lieÿ
sich demgegenüber aus dem in der mündlichen Verhandlung vorgelegten Über-
sichtsplan für die hier betro�enen Schichten des Quartärs nicht ablesen. Seine
gegenteiligen Behauptungen hat der Kläger auch nach der von seinem mitge-
brachten Diplom-Physiker M. gehaltenen fernmündlichen Rücksprache mit Dr.
L. nicht zu plausibilisieren vermocht. Im Übrigen hat der für das Grundwasser-
strömungsmodell verantwortliche Diplom-Geologe Dr. W. überzeugend ausge-
führt, dass sich der Speicherkoe�zient im Hinblick auf die Dauer der Änderungs-
maÿnahme, die sich über mehrere Monate erstrecke, ohnehin nicht auf den zur
Beurteilung etwaiger Gebäudeschäden maÿgeblichen Absenktrichter auswirken
könne. Denn jener steuere nur das zeitliche Reaktionsverhalten des Grund-
wasserleiters auf Änderungen des Systemzustandes (vgl. hierzu auch bereits die
- allgemein zugängliche - Stellungnahme der ARGE WUG v. 31.10.2013, S. 11
f.). Inwiefern es entgegen seiner Au�assung noch auf ein vom Diplom-Physiker
M. angesprochenes Schrumpf- oder Quellverhalten ankommen sollte, hat dieser
nicht schlüssig aufzuzeigen vermocht. Abgesehen davon wurde nach Aussage
des Diplom-Geologen Dr. W. bei den Berechnungen unterstellt, dass es infolge
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der Grundwasserabsenkungen jeweils zu einer erstmaligen Absenkung unter den
niedrigsten Grundwasserstand komme.

Nach alldem liegen keine Anhaltspunkte vor, die dafür sprächen, dass es auf-46
grund der weiteren Grundwasserabsenkung zu (weiteren) setzungsbedingten
Schäden am Gebäude des Klägers kommen oder dieses in seiner Standsicherheit
gefährdet sein könnte. Dies gilt umso mehr, als sich an den in den Planfest-
stellungsbeschluss vom 28.01.2005 aufgenommenen Vorgaben für die erlaubte
Grundwasserabsenkung im Bereich der entsprechenden Teilbaugruben bzw. Vor-
triebsbereiche im Übrigen nichts ändern soll. Insbesondere ist die Beigeladene
weiterhin zur Minimierung der Grundwasserentnahme verp�ichtet.

b) Ein Aufhebungsanspruch steht dem Kläger auch nicht unabhängig von einer47
Rechtsverletzung (vgl. �113 Abs. 1 Satz 1 VwGO) nach �4 Abs. 3 u. 1 UmwRG
zu. Denn die hierfür erforderlichen Voraussetzungen liegen nicht vor.

Zwar �ndet �4 Abs. 3 u. 1 UmwRG grundsätzlich Anwendung, da es sich bei48
dem angefochtenen Bescheid um eine Entscheidung i. S. des �2 Abs. 3 UVPG
über die Zulässigkeit von Vorhaben handelt, für die - entgegen der Au�assung
der Beklagten - nach �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG durchaus eine P�icht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestehen kann (vgl. �1 UmwRG).
Denn für das am 28.01.2005 planfestgestellte Vorhaben bestand bzw. besteht als
solches - jedenfalls aufgrund einer tatsächlich durchgeführten Einzelfallprüfung
(vgl. PFB, S. 138) - bereits eine UVP-P�icht (vgl. hierzu Nr. 14.7 oder Nr. 14.8
der Anlage 1 zum UVPG; hierzu Dienes, in: Hoppe/Beckmann, UVPG, Komm.
4. A. 2012, �3e UVPG Rn. 8 sowie Anlage 1 Rn. 94 u. 95).

Nach �4 Abs. 1 Satz 1 UmwRG kann die Aufhebung einer Entscheidung über49
die Zulässigkeit eines Vorhabens nach �1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwRG aber nur
verlangt werden, wenn eine erforderliche Umweltverträglichkeitsprüfung oder
UVP-Vorprüfung nicht durchgeführt und nicht nachgeholt worden ist; gleich-
es gilt nach �4 Abs. 1 Satz 2 UmwRG n.F., wenn, worauf der Kläger vor-
liegend abhebt, eine zwar durchgeführte Vorprüfung des Einzelfalls über die
UVP-P�ichtigkeit nicht dem Maÿstab von �3a Satz 4 UVPG genügt (vgl. hi-
erzu BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9 A 31.10 -, BVerwGE 141, 282). Diese
- die gerichtliche Sachprüfung betre�ende - Regelung �ndet hier ungeachtet
dessen Anwendung, dass sie erst mit Wirkung vom 29.01.2013 eingefügt wurde
(vgl. hierzu EuGH, Urt. v. 07.11.2013 - Rs. C-72/12, Altrip -, NVwZ 2014, 49;
Schlussanträge des Generalanwalts v. 20.06.2013, - Rs. C-72/12, Altrip -, Rn.
56), zumal mit ihr der Regelungswiderspruch zu �3a Satz 4 UVPG (vgl. hierzu
Kment, in: Hoppe/Beckmann, UVPG, Komm. 4. A. 2012, �4 UmwRG Rn. 12)
aufgelöst wurde (vgl. im Ergebnis bereits BVerwG, Urt. v. 20.12.2011 - 9 A
31.10 -, a.a.O. zu �4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UmwRG a.F.).

Inwiefern die durchgeführte Vorprüfung des Einzelfalls über die UVP-P�ichtigkeit50
nicht dem Maÿstab von �3a Satz 4 UVPG genügen sollte, vermag der Sen-

13

ich
Hervorheben

ich
Hervorheben



at indes nicht zu erkennen. Nach dem in den Verfahrensakten enthaltenen,
ausgefüllten Formular zur Umwelterklärung war eine Vorprüfung durchgeführt
worden. Die darin o�en gebliebenen Fragen, ob aufgrund der mit dem Än-
derungsvorhaben verbundenen Gewässerbenutzungen und/oder der Ausführung
in einem Wasser- bzw. Heilquellenschutzgebiet eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen sein könnte, wurden vom Eisenbahn-Bundesamt vor dem
Hintergrund der eingeholten Stellungnahmen der zuständigen unteren Wasser-
behörde in nachvollziehbarer Weise verneint.

Die Vorprüfung kann auch nicht deshalb beanstandet werden, weil etwa �ku-51
mulierende Vorhaben� i. S. des �3b Abs. 2 UVPG unberücksichtigt geblieben
wären. So ist nicht ersichtlich, inwiefern bei einer gemeinsamen Betrachtung
der vom Kläger angeführten Planänderungen �maÿgebliche Gröÿen- und Leis-
tungswerte� erreicht oder überschritten würden. Insbesondere umfasst die 10.
Planänderung - ebenso wenig wie die 5. und 11. Planänderung - nicht die
weitergehende Benutzung von Grundwasser (vgl. Nr. 13.3.2 der Anlage 1 zum
UVPG), wie sie in der noch gar nicht beschiedenen 7. Planänderung vorgesehen
ist.

Inwiefern die angeführten Planänderungen schlieÿlich als �Vorbelastung� im Rah-52
men der Vorprüfung aufgrund �3e Abs. 1 Nr. 2 UVPG von Bedeutung gewesen
wären, ist ebenso wenig zu erkennen. Dies scheidet schon deshalb aus, weil über
die 5., 7. und 11. Planänderung bei Erlass des angefochtenen Bescheids noch
gar nicht entschieden war.

Nach alledem war die Klage mit der Kostenfolge aus �154 Abs. 2, �162 Abs.53
3 VwGO abzuweisen. Der Senat sieht nach �167 Abs. 2 VwGO davon ab, die
Kostenentscheidung für vorläu�g vollstreckbar zu erklären.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des �132 Abs. 2 Vw-54
GO nicht vorliegen.

Beschluss vom 21. Mai 201455

Der Streitwert wird nach ��63 Abs. 2, 52 Abs. 1 i.V.m. Nr. 34.2., 2.2.1 des56
Streitwertkatalogs 2004 endgültig auf 50.000,� EUR festgesetzt (vgl. hierzu den
Senatsbeschl. v. 08.08.2013 - 5 S 2327/12 -).

Dieses Beschluss ist unanfechtbar.57
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